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Sehr geehrte Leserinnen und Leser! 

Eine neue Regierungsperiode bringt immer 
auch neue Themensetzungen und Weichen­
stellungen für die Verwaltung und deren Ent­
wicklung mit sich. Grund genug dafür, dass 
sich der wissenschaftliche Diskurs auch 
damit primär auseinandersetzt bzw. die Rele­
vanz von Themenstellungen daran misst. 

Für die ÖVG kann das bedeuten, dass dem 
Themenbereich „shared services“ in der 
Verwaltung und Organisationsfragen betref­
fend Supporteinrichtungen der Verwaltung 
besonderes Augenmerk gewidmet wird: Ist 
doch der Plan eines Verwaltungsamtes oder 
Amtes der Bundesregierung ganz konkret 
im Regierungsprogramm enthalten und wirft 
mit Sicherheit eine Reihe juristischer und 
verwaltungswissenschaftlicher Fragen auf. 
Darüber hinaus ist die Entwicklung rechts­
staatlicher Kontrolleinrichtungen der Ver­
waltung mit der Implementierung der Ver­
waltungsgerichtsbarkeit erster Instanz noch 
nicht abgeschlossen, was Anlass geben soll, 
über das damit verwandte Thema diverser 
Anwaltschaften und Ombuds-Konstruktio­
nen nachzudenken. Weiters enthält das 
Regierungsprogramm Aussagen zur aka­
demischen Ausbildung von Verwaltungs­
personal und rückt damit Fragen der Public-
Management-Ausbildung ins Blickfeld. 
Schlussendlich wird der weiterhin vorgege­
bene Einsparpfad bei den staatlichen Ausga­
ben die Diskussionen zu Aufgabenkritik und 
Aufgabenreform weiterhin aktuell halten. 

Die ÖVG wird sich im Jahr 2014 daher an 
einigen dieser Themenfelder orientieren. Die 
große Herbsttagung soll den Anwaltschaf­
ten – von der Volksanwaltschaft über die 
Gleichbehandlungsanwaltschaft, ähnlichen 

Dr. Manfred Matzka 

Institutionen im Gesundheits- und Schul­
bereich bis hin zu diversen Beschwerde-
und Schlichtungseinrichtungen – gewidmet 
sein; die Frühjahrstagung soll Fragen zur 
Aufgabenreform diskutieren und eine Ver­
anstaltung zur Konstruktion eines Amts der 
Regierung steht in Vorbereitung für einen 
späteren Zeitpunkt. Die Dreiländertagung, 
die diesmal in der Schweiz stattfindet, wird 
sich mit Perspektiven des schlanken Staates 
befassen. 

Damit dürfen wir wohl wie bisher auf rege 
Teilnahme und breites Engagement unserer 
Mitglieder und Interessenten hoffen. 

Dr. Manfred Matzka 


Präsident der ÖVG
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1. Einleitung 
Mit 1.1.2014 werden die Verwaltungsgerichte 
des Bundes und der Länder ihre Arbeit aufneh­
men. Die Verwaltungsgerichtsbarkeitsreform 
durchdringt dabei beinahe das gesamte Ver­
waltungsrecht, nicht zuletzt, weil Änderungen 
in vielen Materiengesetzen des Bundes und 
der Länder notwendig wurden.1 Auch der 
vergaberechtliche Rechtsschutz ist von der 
Reform betroffen.2 Fraglich ist, ob dadurch sei­
ner bislang wendungsreichen Geschichte ein 
neuer „Meilenstein“ hinzugefügt wurde. Was 
ist also von der Reform für das Vergaberecht 
zu erwarten? Drei Gesichtspunkte sind dabei 
in den Blick zu nehmen: Die verfassungsrecht­
lichen Rahmenbedingungen (2), die Reform 
des Bundesvergaberechts (3) und jene der 
Vergabekontrollgesetze der Länder (4). 

2. Verfassungsrechtliche 
Rahmenbedingungen 
Die Übertragung der Vergabekontrolle auf 
die Verwaltungsgerichte des Bundes und der 
Länder mit 1.1.2014 beruht auf Art 130 Abs 2 
Z 2 B-VG idF 2014.3 Es handelt sich um eine 
Kannbestimmung, der einfache Gesetzgeber 
ist also nicht verpflichtet, die Verwaltungs­
gerichte mit dem Vergaberechtsschutz zu 
betrauen. Vor dem Hintergrund der verfas­
sungsgesetzlich normierten Auflösung des 
BVA, der UVS und VKS mit 31.12.20134 

und der unionsrechtlichen sowie verfas­
sungsrechtlichen5 Notwendigkeit des Ver­
gaberechtsschutzes bleibt dem einfachen 
Bundes- bzw Landesgesetzgeber aber prak­
tisch keine Alternative zur Betrauung der Ver­
waltungsgerichte.6 

Problematisch erscheint aus verfassungs­
rechtlicher Sicht das Verhältnis von Art 14b 
B-VG zu Art 136 Abs 2 B-VG idF 2014. 
Ersterer teilt sowohl Gesetzgebung wie auch 
Vollziehung hinsichtlich des vergabespe­
zifischen Rechtsschutzes zwischen Bund 
und Ländern auf – für beide bestehen also 
je nach Vollzugsbereich partielle Zuständig­
keiten zur Regelung des Nachprüfungsprü­
fungsverfahrens.7 Art 136 Abs 2 B-VG sieht 
hingegen eine einheitliche Regelung des 

Verfahrens der Verwaltungsgerichte durch 
das VwGVG vor und lässt Abweichungen 
von dessen zwingenden Bestimmungen nur 
dann zu, wenn sie zur Regelung des Gegen­
stands „erforderlich“ oder nach der Diktion 
des VfGH „schlechthin unerlässlich“8 sind. In 
der BVergG-Novelle 2013 wird ausdrücklich 
auf Art 14b Abs 1 B-VG und Art 136 Abs 2 
B-VG (hinsichtlich der Abweichungen vom 
VwGVG) sowie auf die Verwaltungsgerichts­
barkeitskompetenz des Bundes (Art 10 Abs 1 
Z 1 B-VG) Bezug genommen. Insofern beste­
hen hinsichtlich der verfassungsrechtlichen 
Zulässigkeit der Rechtsschutzregelungen im 
BVergG 2006 keinerlei Zweifel. 

Die Abgrenzung zwischen Art 136 Abs 2 
B-VG und Art 14b B-VG ist daher für den 
Bundesbereich nicht in gleicher Weise von 
Bedeutung wie für den Landesbereich. 
Denn hinsichtlich Letzterem wird vertreten, 
Art 136 Abs 2 B-VG verdränge als lex post­
erior die Zuständigkeit der Länder zur Rege­
lung des Rechtsschutzverfahrens (Art 14b 
Abs 3 B-VG), soweit sie Verwaltungsgerichte 
zur Vergabekontrolle heranziehen9, was 
allerdings den Regelfall darstellt.10 Ob diese 
Ansicht aber zutrifft, ist mE äußerst fraglich. 
Es spricht nämlich mehr dafür, dass sich 
mit der Einführung von Art 136 Abs 2 B-VG 
nichts an der bisherigen vergaberechtlichen 
Kompetenzlage geändert hat – dies va des­
wegen, weil Art 14b B-VG (als lex specialis) 
durch den Bundesverfassungsgesetzgeber 
unberührt geblieben ist (wäre dies nicht der 
Fall, hätte dies wohl ausdrücklich angeord­
net werden müssen). Sodann enthält das 
kundgemachte VwGVG – anders als noch 
der Ministerialentwurf11 und wohl im Hinblick 
auf Art 14b Abs 3 B-VG – keine vergabespe­
zifischen Regelungen. Es bleibt also dabei: 
Dem Bund, aber insb auch den Ländern steht 
die Regelung des Vergabekontrollverfahrens 
im bisher bestehenden Umfang zu.12 Im Fall 
des Art 14b Abs 3 B-VG ist dieser ohnedies 
durch die unionsrechtlichen Vorgaben, den 
Gleichheitssatz und die zwingende materiell­
rechtliche Anknüpfung an das BVergG 2006 
(insb was die Parteistellung betrifft) deutlich 
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eingeschränkt13 – von „Kompetenzfreiheit“ 
ist hier keine Rede! Folglich bleiben14 die 
Rechtsschutzverfahren in Bund und Ländern 
weitgehend ähnlich gestaltet. 

3. Reform des Bundesvergaberechts 
Die BVergG und BVergGVS Novelle 201315 

überträgt die Aufgaben der Vergabekon­
trolle16 mit 1.1.2014 auf das Bundesverwal­
tungsgericht17 und enthält folglich die dazu 
notwendigen Anpassungen.18 

Wiewohl der gesamte 4. Teil des BVergG 
2006 über den Rechtsschutz neu erlas­
sen wird, sieht die Novelle, abgesehen von 
besagtem organisatorischen Übergang, nur 
geringfügige Änderungen des Rechtsschutz­
verfahrens vor.19 Bestehen bleiben daher alle 
Besonderheiten, die das vergaberechtliche 
Rechtsschutzverfahren bislang gekennzeich­
net haben. So etwa die Typen von Rechts­
schutzverfahren (Nachprüfungs- und Fest­
stellungsverfahren), die Sonderbestimmungen 
über den vorläufigen Rechtsschutz in Form von 
einstweiligen Verfügungen, die Laiengerichts­
barkeit, die Regelungen über die Antragslegi­
timation, die Antrags- und Präklusionsfristen, 
die Parteistellung, die Entscheidungsfristen 
oder das kontradiktorische Verfahren. 

4. Reform der Vergabekontrollgesetze 
der Länder 
Auch die Länder haben ihre Vergabekontroll­
gesetze an die Verwaltungsgerichtsbarkeitsre­
form anzupassen. Soweit ersichtlich wird den 
neun Landesverwaltungsgerichten der Verga­
berechtsschutz in Landesangelegenheiten20 

obliegen – insb wird von der Möglichkeit, das 
Bundesverwaltungsgericht21 mit dieser Auf­
gabe zu betrauen, nicht Gebrauch gemacht. 
Bislang (Stand November 2013) wurden zwar 
nicht alle Vergabekontrollgesetze erlassen bzw 
befinden sich diese noch im Entwurfsstadium, 
es zeichnet sich jedoch jetzt schon ab, dass 
an den bisherigen Rechtsstand angeknüpft 
wird,22 wobei freilich einzelne Neuregelungen, 
die jedoch nicht ins Gewicht fallen dürften, zu 

*Assoz. Prof. PD Dr. Thomas Müller, LL.M., arbeitet 
am Institut für Öffentliches Recht, Staats- und Verwal­
tungslehre der Universität Innsbruck. 

1 S etwa zum Betriebsanlagengenehmigungsverfahren: 

Pabel, Das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten am 

Beispiel des Betriebsanlagengenehmigungsverfahrens,
 
RdU 2013, 93.
 
2 S Gruber, Das neue Bundesverwaltungsgericht, ZVB
 

erwarten sind. Das bedeutet, dass zwar nach 
wie vor Unterschiede – allerdings wegen der 
Kompetenzlage nur in Details – zwischen dem 
vergaberechtlichen Rechtsschutz auf Bundes­
ebene und jenem auf Landesebene bestehen 
werden bzw bleiben.23 Insgesamt dürfte aber 
eine noch weitergehende Orientierung an das 
BVergG 2006 und das VwGVG zu erwarten 
sein.24 

5. Ergebnis 
Somit kann die eingangs aufgeworfene Frage 
beantwortet werden: Die Einführung der Ver­
waltungsgerichtsbarkeit führt global betrach­
tet ohne Zweifel zu einem Systemwechsel. 
Was den Übergang des vergaberechtlichen 
Rechtsschutzes auf die Verwaltungsgerichte 
betrifft, so wird an den bisherigen Verfahrens­
bestimmungen aber kaum etwas geändert. 
Die Einführung der Verwaltungsgerichtsbar­
keit wirkt sich daher auf die vergaberecht­
lichen Nachprüfungsverfahren kaum aus. 
Dies liegt nicht zuletzt daran, dass der Ver­
gaberechtsschutz schon seit jeher durch 
verfahrensrechtliche Sonderregeln geprägt 
ist, die einerseits teilweise unionsrechtlich 
vorgegeben sind, sich aber andererseits 
bewährt haben und insb friktionslos in die 
„justizstaatliche“ Konstruktion der Verwal­
tungsgerichtsbarkeit eingefügt werden kön­
nen. Insofern ist das Vergabekontrollrecht 
des Bundes und der Länder „fit for justice“. 

Gleichwohl bleiben einige Fragen noch offen: 
Dies betrifft insb den Zugang zum VwGH. 
Ohne Zweifel führt das Modell der Revisions­
zulassung zu einer gewissen Einschränkung, 
da der VwGH „nur mehr“ für Rechtsfragen 
von grundsätzlicher Bedeutung zuständig ist 
(Art 133 Abs 4 B-VG).25 Dies darf aber nicht 
überbewertet werden, da die Revision auch 
dann zulässig ist, wenn ein Verwaltungsgericht 
von der Rechtsprechung des VwGH abweicht 
und insofern sehr wohl eine Einzelfallprüfung 
stattfindet. Es wird aber an den Verwaltungs­
gerichten26 und letztlich dem VwGH liegen, die 
entsprechenden Fallgruppen zu definieren. 

2013, 181; Müller, Das Verfahren wegen Rechtswidrig­
keit eines Verhaltens eines öffentlichen Auftraggebers,
 
in Holoubek/Lang (Hrsg), Das Verfahren vor dem Bun­
desverwaltungsgericht und dem Bundesfinanzgericht
 
(erscheint 2014); Sachs, Öffentliche Auftragsvergabe –
 
ein Fall für die Gerichte, RechtsBlatt, 10.10.2013;
 
Wiesinger, Vergaberechtsschutz durch die neuen Ver­
waltungsgerichte, ZVB 2012, 137.
 
3 BGBl I 51/2012.
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4 Art 151 Abs 51 Z 8 B-VG.
 
5 S etwa VfSlg 15.106/1998; VfSlg 16.027/2000 (Verga­
berechtsschutz im Unterschwellenbereich).
 
6 Weiterführend: Thienel, Neuordnung der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit (2013) 44 f.
 
7 Dazu etwa Klaushofer, Art 14b B-VG, ZfV 2003, 630.
 
8 S nur VfSlg 8945/1980, 11.564/1987, 16.460/2002.
 
Art 136 Abs 2 B-VG idF 2014 ist dem Art 11 Abs 2 B-VG 

nachgebildet.
 
9 S Wiesinger, ZVB 2012, 139.
 
10 S dazu unten Pkt 4.
 
11 420 ME XXIV. GP (ehemals § 57 VwGVG).
 
12 Diese Meinung wird auch in den Ländern mithin sehr
 
eindeutig vertreten: RV zum Wiener Vergaberrechts­
schutzgesetz 2014 (WVRG 2014) (Beilage Nr. 8/2013,
 
4 f) oder die EB zum 2. Tiroler Verwaltungsgerichtsbar­
keits-Anpassungsgesetz, 13.
 
13 S dazu Denk, Artikel 14b B-VG, in Schramm et al
 
(Hrsg), Bundesvergabegesetz 20062, 1. Lfg (2009)
 
Rn 30 ff.
 
14 Zu den Vergabekontrollgesetzen s unten Pkt 4.
 
15 BGBl I 128/2013.
 
16 Nämlich jene, die gemäß Art 14b Abs 2 Z 1 B-VG in 

den Vollziehungsbereich des Bundes fallen.
 
17 § 291 BVergG 2006 idF 2014.
 
18 Daneben werden noch die Vorgaben der Energieeffizi­
enzRL 2012/27/EU und der ZahlungsverzugsRL 2011/7/
 
EU umgesetzt.
 
19 Dazu im Einzelnen Müller, Das Verfahren wegen
 
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens eines öffentlichen
 
Auftraggebers, in Holoubek/Lang (Hrsg), Das Verfahren 

vor dem Bundesverwaltungsgericht und dem Bundesfi­
nanzgericht (erscheint 2014).
 
20 Art 14b Abs 2 Z 2 B-VG.
 
21 S Art 131 Abs 5 B-VG idF 2014, wonach durch Lan­
desgesetz in Rechtssachen in den Angelegenheiten des 

selbstständigen Wirkungsbereiches der Länder – mit
 
Zustimmung des Bundes – eine Zuständigkeit der Ver­

waltungsgerichte des Bundes vorgesehen werden kann. 
22 Geringfügige Anpassungen sehen etwa das Stei­
ermärkische Vergaberechtsschutzgesetz 2012 idF 
LGBl 87/2013 (Art 12), der Entwurf einer Änderung 
des Burgenländischen Vergaberechtsschutzgesetzes, 
RV 20-480 vom 25.9.2013 (Burgenländisches Landes­
verwaltungsgerichtsbarkeits-Begleitgesetz, Art 59), der 
Entwurf einer Änderung des Salzburger Vergabekon­
trollgesetzes 2007, Nr 80 der Blg zum stenografischen 
Protokoll des Salzburger Landtages, 15. GP, 2. Session 
(Landesverwaltungsgerichts-Begleitgesetz, Art 59) oder 
der Entwurf einer Änderung des Oö. Vergaberechts­
schutzgesetzes 2006, Beilage 942/2013 zu den Wort­
protokollen des Oö. Landtags XXVII. GP (Oö. Verwal­
tungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz, Art 59) vor. 
23 S zur kompetenzrechtlichen Lage oben Pkt 2. Zu 
den vergaberechtsschutzspezifischen Besonderheiten 
in den Ländern vor der Reform: Kahl/Rosenkranz, 
Vergaberecht (2012) 139 ff. S sodann etwa das Wie­
ner Vergaberechtsschutzgesetz 2014 (WVRG 2014), 
LGBl 37/2013, wonach ein fakultatives Schlichtungsver­
fahren vorgesehen ist (§ 3 ff: „Wiener Schlichtungsstelle 
für Vergabeangelegenheiten“). 
24 S etwa wiederum die RV zum WVRG 2014 (Beilage Nr. 
8/2013), wonach die Verfahrensvorschriften den Grund­
sätzen des VwGVG angeglichen werden sollen und die 
Orientierung am BVergG 2006 beibehalten wird, oder die 
EB zum 2. Tiroler Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpas­
sungsgesetz, 13, nach denen das VwGVG in Verbindung 
mit dem AVG für anwendbar erklärt wird, soweit sich aus 
den besonderen verfahrensrechtlichen Bestimmungen 
des Tiroler Vergabenachprüfungsgesetzes 2006 nichts 
Gegenteiliges ergibt. 
25 Dazu etwa Thienel, Neuordnung der Verwaltungsge­
richtsbarkeit (2013) 72 ff. 
26 S § 25a VwGG idF 2014, wonach die Verwaltungsge­
richte über die Zulässigkeit der Revision abzusprechen 
haben. 

Im dritten Modul der Tagung kam es zur 
Erörterung einzelner Themenbereiche des 
Problemgebiets Transparenz. Em.o.Univ.­
Prof. Dkfm. Dr. Reinbert Schauer, ehemaliger 
Institutsleiter der JKU Linz, eröffnete mit ein­
leitenden Worten den zweiten Tag der Ver­
anstaltung. 

Das erste Referat des Vormittages war 
dem Medientransparenzgesetz gewidmet. 
Dr. Florian Philapitsch, LL.M., Vorsitzender-
Stellvertreter der Kommunikationsbehörde 
Austria, ist als Einzelmitglied für das Medien­
transparenzgesetz zuständig. Die Verwal­
tung der Transparenz zähle seit Anfang 2012 

zu den Kompetenzen der Behörde, wobei es 
in erster Linie um die Sammlung von Daten, 
deren Veröffentlichung sowie um die Einlei­
tung und Führung von Strafverfahren gehe, 
wenn die Verpflichtungen des Gesetzes 
nicht eingehalten würden. Zu melden sind 
Förderungen und Medienkooperationen mit 
Medien jeglicher Art. Unter einer Summe von 
5.000 Euro im Quartal bestehe eine Pflicht 
zur Leermeldung. Philapitsch sprach von 
den praktischen Erfahrungswerten der ersten 
Meldephase. Während die KommAustria die 
erfassten Daten weder wertet noch verwer­
tet, gibt es durch die auf ‚data.gv.at‘ veröf­
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fentlichte CSV-Liste bereits unterschiedliche 
Aufbereitungen durch Externe, wie etwa auf 
‚www.horizont.at‘. 

3. Podium: Florian Philapitsch, Moderator Reinbert 
Schauer, Peter Bußjäger, Georg Konetzky 

Univ.-Doz. Dr. Peter Bußjäger, Direktor 
des Instituts für Föderalismus, befasste sich 
im nächsten Vortrag zum Thema „Politische 
Transparenz und Transparenzdatenbank“ 
mit der Parteienfinanzierung. Für die Proble­
matik wurde durch das Transparenzpaket II 
eine neue Rechtsgrundlage geschaffen. Die 
Hauptursache der Neuregelung von poli­
tischer Transparenz stellte internationaler 
Druck auf Österreich, ua von Seiten der 
GRECO (group of states against corruption), 
dar. Bußjäger sprach von Rechenschaftsbe­
richten über Spenden und Sponsoring sowie 
dem Unabhängigen Parteien-Transparenz-
Senat als Problembereiche des neuen Partei­
engesetzes und schilderte deren Umsetzung 
in die Praxis. Das Unvereinbarkeits- und 
Transparenzgesetz werfe Rechts- und Praxis-
fragen, wie etwa zu den kompetenzrecht­
lichen Grundlagen oder den erfassten Ein­
kunftsarten, auf. Auch bei der Umsetzung der 
Transparenzdatenbank zur Erfassung öffent­
licher Leistungen des Bundes und der Län­
der an natürliche und juristische Personen 
bestünden ungeklärte Fragen hinsichtlich der 
Zugriffsberechtigten oder der Einbeziehung 
der Länder, oder auch darüber, inwiefern 
Gemeinden erfasst sein sollen. 

MR Mag. Georg Konetzky, Mitglied des 
Bundesvergabeamts, Leiter der Allgemei­
nen Rechts- und Legistikabteilung sowie 
Vorsitzender der Disziplinarkommission des 
BMWFJ, referierte über die Umsetzungs­
fragen der neuen PSI-Richtlinie, welche sich 
einerseits hinsichtlich der Richtlinie selbst 
und andererseits durch die neue Verwal­
tungsgerichtsbarkeit ergeben. 

Johann Maier, Moderator Reinbert Schauer, Roland 
Berger 

Mag. Johann Maier (AK Salzburg), Vorsit­
zender des österreichischen Datenschutz­
rates und Nationalratsabgeordneter, hielt 
seinen Vortrag über die behördlichen Kon­
trollergebnisse im Spannungsfeld von Trans­
parenz und Amtsverschwiegenheit aus dem 
Blickwinkel des Konsumentenschutzes. Dabei 
thematisierte er die Ambivalenz zwischen 
unionsrechtlichen Geheimhaltungsverpflich­
tungen oder dem Datenschutz für juristische 
Personen und der Informationsfreiheit sowie 
dem Konsumentenschutz. Um das Problem 
zu verdeutlichen, verglich er die österrei­
chische Rechtslage mit bereits bestehenden 
Informationsgesetzen in anderen Staaten. 
Beispiele wie das Umweltinformationsgesetz, 
das Lebensmittel- und Verbraucherschutz­
gesetz oder das Produktsicherheitsgesetz 
zeigten, wie unterschiedlich die Informations-
rechte in Österreich ausgeprägt sind. Eine 
Bündelung der Informationsrechte ähnlich 
dem deutschen Verbraucherinformationsge­
setz wäre laut Maier durchaus wünschenswert, 
nicht zuletzt um die Durchsetzbarkeit informa­
tionsrechtlicher Bestimmungen zu fördern. 

Dr. Roland Berger, Head of Securities 
Compliance and Regulatory Affairs Com­
pliance der UniCredit Bank Austria AG, hielt 
den letzten Vortrag der Veranstaltung über 
Transparenz in der Wirtschaft am Beispiel 
der Banken. Vorerst schilderte er die unter­
schiedlichen Methoden, um in den verschie­
denen Vertragsstadien Informationen an 
Privatkunden zu vermitteln. Teils bestehen, 
etwa für den Preisaushang oder den Ver­
braucherkredit, unionsweit vereinheitlichte 
Informationsblätter, wobei die Informations-
pflichten bei Wertpapierdienstleistungen 
am umfangreichsten wären. Diesbezüglich 
merkte Berger kritisch an, dass es auch zu 
einem „overkill“ an Information für den Kon­
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sumenten kommen könne, wenn die Diskre­
panz zum Interesse bzw den Bedürfnissen 
daran zu groß sei. Der Vortragende ging auch 
auf den für alle börsennotierten Unternehmen 
geltenden Corporate Governance Codex ein, 
welcher gewissermaßen „soft law“ darstelle, 
da im Corporate Governance Bericht Erklä­
rungen über allfällige Abweichungen abge­
geben werden müssten. Schließlich wurde 
noch die Offenlegung von Informationen als 
Aufsichtsmittel angesprochen, welche den 
unterschiedlichen Marktteilnehmern Klarheit 
verschaffen und somit die Marktdisziplin ver­
bessern sollte. 

Nach abschließender Diskussion betonte 
SC Dr. Matzka in seinen Schlussworten, wie 
wichtig das strategische Vorgehen von Seiten 
der Verwaltung sei, sowohl bei der Beschaf­
fung und Verwertung von Informationen als 

auch bei deren Veröffentlichung. Die in Dis­
kussion stehenden Vorhaben hätten Einfluss 
auf unzählige unterschiedliche Gebiete, nicht 
zuletzt auf die Entwicklung der Demokratie, 
weshalb es wohl auch ratsam wäre, so viele 
Experten wie möglich in einschlägige Aus­
schussberatungen mit einzubeziehen. 

Der Veranstaltungsort: Landhaus in St. Pölten 

Die im Herbst 2012 neugründete Sektion „Politik und Verwaltung“ der Österreichischen 
Gesellschaft für Politikwissenschaft (ÖGPW) veranstaltete am 27. Mai 2013 in Zusam­
menarbeit mit der Österreichischen Verwaltungswissenschaftlichen Gesellschaft (ÖVG) 
und dem Führungsforum Innovative Verwaltung (FIV) im Französischen Kulturinstitut in 
Wien eine Konferenz zum Thema „Politik und Verwaltung in Österreich“ und stellte sich 
damit erstmals einer breiteren Fachöffentlichkeit vor. 

Der Teilnehmerkreis setzte sich aus Sek­
tionsleitern, Ministerialbeamten, Wissen­
schaftlern, Beratern und interessierten Ver­
waltungspraktikern zusammen. 

Mit der Sektionskonferenz wurden drei 
Ziele verfolgt: 
• Belebung der Diskussion über das Ver­

hältnis zwischen Politik und Verwaltung 
unter Einbeziehung verschiedener wissen­
schaftlicher Disziplinen, 

•	 Vorantreiben der empirischen Verwal­
tungsforschung, 

•	 Vernetzung untereinander. 
Für die Grußworte konnten Sektionschef 
Dr. Manfred Matzka, Präsident der ÖVG, und 

Stv. Sektionsleiter Mag. Klaus Hartmann, 
Vizepräsident des FIV, gewonnen werden. 
Sie wiesen in ihrer Eröffnungsrede auf die 
Ausbaufähigkeit der wissenschaftlichen Aus­
einandersetzung mit der öffentlichen Verwal­
tung und auf die nach wie vor herrschende 
„Juristenlastigkeit“ bei der Beschäftigung 
mit Verwaltungsthemen hin. Die Einrichtung 
von eigenen „Public Management“-Studien­
gängen sei insofern eine wichtige Entwick­
lung in die richtige Richtung. 

Über „Lücken, Defizite, Probleme und 
Herausforderungen in der Befassung mit 
dem Verhältnis von Politik und Verwaltung in 
Österreich“ referierten die drei Gründungs­
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sprecher der ÖGPW-Sektion „Politik und 
Verwaltung“ aus politikwissenschaftlicher 
(Dr. Peter Biegelbauer, AIT Austrian Insti­
tute of Technology GmbH), juristischer (Dr. 
Christoph Konrath, Parlamentsdirektion) und 
verwaltungswissenschaftlicher (FH-Prof. 
MMag. Dr. Benedikt Speer, Fachhochschule 
Kärnten) Sicht. Übereinstimmend konsta­
tierten sie, dass wissenschaftlich abgesi­
cherte Erkenntnisse über die Unterschiede 
zwischen gesetzlichen Vorgaben auf der 
einen und der täglich gelebten Verwaltungs­
praxis auf der anderen Seite weitgehend 
fehlen. Die Befassung der österreichischen 
Politikwissenschaft mit der Verwaltung sei 
noch recht dünn. Auch wenn es in letzter 
Zeit wieder zu einer Verdichtung der Publi­
kationstätigkeit gekommen ist, bleiben viele 
blinde Flecken im Verständnis des Phäno­
mens Verwaltung durch die österreichische 
Politikwissenschaft. Gleichzeitig sei zu beob­
achten, dass die in der Vergangenheit vor­
herrschende Dominanz von Juristen in der 
Befassung mit Verwaltung auch angesichts 
des Vordringens betriebswirtschaftlicher 
Orientierungen zunehmend an Erklärungs­
kraft verliere. Selbst namhafte Vertreter der 
juristisch geprägten österreichischen Verwal­
tungslehre wie Holzinger und Wimmer kon­
statieren daher Defizite, wie die nur teilweise 
gelungene Vernetzung zwischen bestehen­
den Institutionen und Fachvereinigungen 
sowie die nur vereinzelten multidisziplinären 
Beschreibungen der Verwaltung im Sinne 
eines integrativen Ansatzes oder die man­
gelnde Praxisrelevanz und (internationale) 
Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen 
Verwaltungsforschung. Es sei daher auch 
kaum verwunderlich, dass österreichische 
Wissenschaftler kaum in internationalen ver­
waltungswissenschaftlichen Publikationen 
und Fachgremien wie z.B. der European 
Group of Public Administration vertreten sind. 
Alle drei Gründungssprecher der ÖGPW-
Sektion „Politik und Verwaltung“ forderten 
deswegen vermehrte Anstrengungen, um die 
begrenzten wissenschaftlichen Kapazitäten 
auf diesem Gebiet stärker zu vernetzen und 
sichtbar zu machen. 

Die österreichischen Betrachtungen zum 
Verhältnis von Politik und Verwaltung wurden 
um die Perspektive aus Deutschland durch 
Univ.-Prof. Dr. Sabine Kropp (Deutsche Uni­
versität für Verwaltungswissenschaft Speyer) 

und den französischen Blickwinkel durch 
Prof. Gérard Marcou (Université Paris I – 
Pantheon-Sorbonne) ergänzt. Beide Länder 
können auf eine lange Tradition in der Ver­
waltungsforschung verweisen. Kropp stellte 
in ihrem Vortrag zu „Politik und Verwaltung – 
Schwerpunkte und Blindstellen in der deut­
schen Politik- und Verwaltungswissenschaft“ 
mehrere Subgebiete innerhalb der deutschen 
bzw. internationalen Verwaltungsforschung 
dar. In ihren Ausführungen nannte sie ins­
besondere die Abschottung der Disziplinen 
untereinander, die unzureichende Eliten­
forschung sowie die fehlende Forschung über 
die verschiedenen Typen von Verwaltung als 
vorhandene Blindstellen in der deutschen 
Verwaltungsforschung. Gérard Marcou 
umriss zunächst in seinem Vortrag „Diszi­
plinierte Politisierung im höheren Berufsbe­
amtentum Frankreichs“ das französische 
Verwaltungssystem und ging dabei insbe­
sondere auf das Modell der Rekrutierung und 
Ausbildung von Verwaltungsmitarbeitern ein. 
Mitglieder des höheren Verwaltungsdienstes 
werden in Frankreich in einer eigenen Ver­
waltungshochschule (ENA – École Nationale 
d’Administration) ausgebildet und müssen 
bei der Auswahl ein strenges Wettbewerbs-
verfahren bestehen. Durch das in der fran­
zösischen Verwaltung etablierte Corps-Sys­
tem konnte der Politisierung der Verwaltung 
nach Meinung Marcous eine weitere Grenze 
eingezogen werden. 

In der anschließenden Podiumsdiskussion 
wurde insbesondere das schwierige Ver­
hältnis von unabhängiger wissenschaftlicher 
Betrachtung der Verwaltung und bestell­
ter Auftragsforschung diskutiert. Äußerst 
kontrovers diskutiert wurde die Frage nach 
leistungsorientierter Bezahlung in der öffent­
lichen Verwaltung, während der rigorose 
Aufnahmestopp im Bundesdienst unter 
Berücksichtigung der demografischen Ent­
wicklungen insbesondere in Hinblick auf 
Innovations- und Modernisierungsprozesse 
sowie Wissenssicherung allgemein mit gro­
ßer Besorgnis gesehen wurde. 

Am Nachmittag wurde das Verhältnis von 
Politik und Verwaltung in drei Workshops mit 
Impulsreferaten zu den Themen „Politisie­
rung der Verwaltung“ (FH-Prof. MMag. Dr. 
Benedikt Speer), „Expertenwissen: Science-
Policy Schnittstelle“ (Dr. Peter Biegelbauer) 
sowie „Partizipation in Politik und Verwal­
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tung“ (Dr. Doris Wolfslehner, Bundeskanz­
leramt) vertiefend betrachtet. Die ÖGPW-
Sektion „Politik und Verwaltung“ wird diese 
zur Weiterverfolgung und Vertiefung in den 
nächsten Sektionssitzungen aufgreifen und 
sieht sie gleichzeitig auch als Handlungsauf­
trag für nachfolgende Konferenzen. 

Die Konferenz wurde von der Wissen­
schafts- und Forschungsförderung der 
Stadt Wien, MA7, der Österreichischen 
Forschungsgemeinschaft und der Französi­
schen Botschaft unterstützt. Marika Gruber 
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